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Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung der Bundesfinanzhilfen 
für den sozialen Wohnungsbau 
(Wohnungsbaufinanzierungsgesetz 1993 — WoBauFinG 1993) 

A. Zielsetzung 

Die Finanzbeziehungen zwischen Bund und Ländern für den 
Bereich der Wohnungsbauförderung sollen in Anpassung an die 
diesbezüglichen Regelungen des Grundgesetzes klargestellt wer-
den. 

Die zur Zeit geltende Regelung des § 18 Abs. 2 des Zweiten 
Wohnungsbaugesetzes, wonach nur die „Grundförderung" von 
150 Mio. DM gesetzlich bestimmt ist und der wesentliche Betrag 
der Bundesfinanzhilfen von Jahr zu Jahr durch Verwaltungsver-
einbarungen neu ausgehandelt werden muß, genügt dieser Anfor-
derung nicht. 

Mit der Änderung soll nicht nur der bisher praktizierte Abschluß 
von Verwaltungsvereinbarungen ausdrücklich vorgeschrieben, 
sondern vor allem auch Gegenstand und Inhalt dieser Vereinba-
rungen in Übereinstimmung mit dem Grundgesetz, insbesondere 
des Artikels 104 a Abs. 4 GG gebracht werden. 

Daneben ist es geboten, einen gegenüber der jetzigen Regelung 
erhöhten Mindestbetrag im Zweiten Wohnungsbaugesetz aus-
drücklich zu bestimmen. 

B. Lösung 

Zweckbindungen und Dotationsauflagen (z. B. zum Einsatz der 
Bundesfinanzhilfen in bestimmten Förderungswegen), die bisher 
über den verfassungsrechtlichen Rahmen zulässiger Bundes-
finanzhilfen hinausgingen, sollen künftig ausgeschlossen sein. 

Die Bundesfinanzhilfe soll auf jährlich mindestens 2,0 Mrd. DM für 
die Wohnungsbauförderung, in den neuen Ländern auch für die 
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Förderung der Modernisierung und Instandsetzung, festgeschrie-
ben werden. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Durch die Ausführung des Gesetzes hat der Bund künftig Bundes-
finanzhilfen in Höhe von mindestens 2,0 Mrd. DM bereitzustellen. 
Ländern und Gemeinden entstehen keine Kosten. 

 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/6880 

Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (424) — 842 01 — Wo 119/94 
Bonn, den 24. Februar 1994 

An die Präsidentin 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes den vom 
Bundesrat in seiner 663. Sitzung am 26. November 1993 beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zur Neuregelung der Bundesfinanzhilfen für den sozialen Woh-
nungsbau (Wohnungsbaufinanzierungsgesetz 1993 — WoBauFinG 1993) mit Be-
gründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als Anlage 2 
beigefügten Stellungnahme dargelegt. 

Dr. Helmut Kohl 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung der Bundesfinanzhilfen 
far den sozialen Wohnungsbau 

(Wohnungsbaufinanzierungsgesetz 1993 — WoBauFinG 1993) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel i 

Änderung des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 

Das Zweite Wohnungsbaugesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. August 1990 (BGBl. I 
S. 1730), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
zur Aufhebung des Reichsheimstättengesetzes vom 
17. Juni 1993 (BGBl. I S. 912), wird wie folgt geän-
dert: 

1. Der Teil II erhält die Überschrift: 

„Bundesfinanzhilfen und Bundesbürgschaften". 

2. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„ Gewährung von Bundesfinanzhilfen". 

b) Die Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fas-
sung: 

„ (1) Zur Förderung von Investitionen im Rah-
men des sozialen Wohnungsbaus gewährt der 
Bund den Ländern Bundesfinanzhilfen nach 
Artikel 104 a Abs. 4 des Grundgesetzes. 

(2) Der Bund stellt den Ländern vom Haus-
haltsjahr 1994 an  einen Verpflichtungsrahmen 
von mindestens 2,0 Milliarden Deutsche Mark 
zugunsten des sozialen Wohnungsbaus für das 
jeweilige jährliche Wohnungsbauprogramm 
bereit. In dem in Artikel 3 des Einigungsvertra-
ges genannten Gebiet können die Bundesfi-
nanzhilfen auch zur Förderung der Modernisie-
rung und Instandsetzung verwendet werden."  

3. § 19 erhält folgende Fassung: 

„§ 19 

Verteilung der Bundesfinanzhilfen 

(1) Die Höhe und Verteilung der in § 18 Abs. 2 
Satz 1 genannten Bundesfinanzhilfen werden jähr-
lich in einer Verwaltungsvereinbarung zwischen 
Bund und Ländern bestimmt. Der hiernach auf das 
einzelne Land entfallende Anteil darf den Betrag 
der Förderungsmittel dem Barwert nach nicht 
übersteigen, den das L and selbst für das gesamte 
jeweilige Wohnungsbauprogramm bereitstellt. 

(2) Soweit der Bund Bundesfinanzhilfen als Ver-
pflichtungsrahmen bereitgestellt hat, hat er dem 
Land Haushaltsmittel zur Erfüllung der eingegan-
genen Verpflichtungen zu den Zeitpunkten zur 
Verfügung zu stellen, zu dem diese entsprechend 
dem Auszahlungsbedarf an  die Bauherren benötigt 
werden. 

(3) In der Verwaltungsvereinbarung nach Ab-
satz 1 werden außerdem Bestimmungen über die 
Art der Bundesfinanzhilfen (Baudarlehen, Bauko-
stenzuschüsse, Aufwendungsdarlehen, Aufwen-
dungszuschüsse) und ihren Barwert, die Auszah-
lung der Haushaltsmittel nach Maßgabe des Absat-
zes 2, die Förderung der Modernisierung und 
Instandsetzung in dem in Artikel 3 des Einigungs-
vertrages genannten Gebiet, die Bewirtschaftung 
und Abrechnung der Haushaltsmittel und die Zins-  
und Tilgungsbedingungen der als Darlehen 
gewährten Bundesfinanzhilfen getroffen. Die als 
Darlehen gewährten Bundesfinanzhilfen sind vom 
Rechnungsjahr 1994 an  mindestens so zu verzinsen 
und zu tilgen, daß die Zins- und Tilgungsbeträge 
demjenigen Anteil der im Land aufgekommenen 
Zins- und Tilgungsbeträge einschließlich außer-
planmäßiger Tilgungen entsprechen, der sich 
jeweils nach dem Verhältnis der am Ende des 
Kalenderjahres insgesamt als Darlehen gewährten 
Bundesfinanzhilfen zu den übrigen öffentlichen 
und nicht öffentlichen Mitteln des Landes errech-
net; die Tilgung der Bundesfinanzhilfen muß min-
destens 1 vom Hundert betragen. Die Verpflich-
tung des Landes zur vollständigen Tilgung der als 
Darlehen gewährten Bundesfinanzhilfen bleibt im 
übrigen unberührt. Von Satz 2 abweichende Ver-
waltungsvereinbarungen zwischen Bund und Land 
sind zulässig. Darüber hinaus enthält die Verwal-
tungsvereinbarung nach Absatz 1 keine Regelun-
gen über die Schwerpunkte der Förderung, den 
Einsatz der Förderungsmittel im Rahmen der 
Teile III bis V dieses Gesetzes sowie die Zweckbe-
stimmung der Bundesfinanzhilfen." 

Artikel 2 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeines 

Der Gesetzentwurf verfolgt das Ziel, die Finanzbezie-
hungen zwischen Bund und Ländern für den Bereich 
der Wohnungsbauförderung in Anpassung an die 
diesbezüglichen Regelungen des Grundgesetzes 
klarzustellen. 

Die Regelungen in §.§  18 und 19 II. WoBauG zur 
Bereitstellung und Verteilung von „Bundesmitteln" 
befinden sich noch auf dem Stand vor der Neuord-
nung der Finanzbeziehungen zwischen Bund und 
Ländern durch die Finanzreform 1969 (Einundzwan-
zigstes Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes vom 
12. Mai 1969, BGBl. I S. 359). Mit dieser Änderung des 
Grundgesetzes wurde die bis dahin praktizierte, 
gesetzlich nicht geregelte und deshalb umstrittene 
sogenannte „Fondswirtschaft", nämlich Zuschüsse 
des Bundes zur Finanzierung von Landesaufgaben 
nach Maßgabe von Bestimmungen des Bundes, abge-
schafft und die Finanzierung von Gemeinschaftsauf-
gaben (Artikel 91 a, 91 b Grundgesetz) sowie Ausga-
benverteilung und Bundesfinanzhilfen zu bestimmten 
Landesaufgaben (Artikel 104 a Grundgesetz) grund-
sätzlich geregelt. Die Vorschriften zur Bereitstel-
lung und Verteilung der Bundesmittel in §§ 18, 19 
II. WoBauG stammen im Ke rn  von 1957 und wurden 
zuletzt durch das Wohnungsbauänderungsgesetz 
1971 (BGBl. I S. 1993) als Voraussetzung für das 
langfristige Wohnungsbauprogramm des Bundes 
grundlegend neu gefaßt. Hierbei wurde die neue 
verfassungsrechtliche Lage aufgrund der Finanzre-
form 1969 nicht berücksichtigt und ausweislich der 
Gesetzesmaterialien nicht einmal erwähnt. Das zeigt 
sich am deutlichsten darin, daß der zuständige Bun-
desminister die Bundesmittel, die bisher „im Einver-
nehmen" mit den Ländern zu verteilen waren, nach 
der neuen Fassung von 1971 nur „im Benehmen" mit 
den Ländern zu verteilen hat (§ 19 Abs. 1 II. WoBauG), 
obwohl seit der Änderung des Grundgesetzes von 
1969 hierzu ein — mit Zustimmung des Bundesrates 
ergangenes — Bundesgesetz oder eine Verwaltungs-
vereinbarung erforderlich ist. Die Anforderungen an 
Inhalt und Form der Übereinstimmung von Bund und 
Ländern beim Einsatz von Bundesfinanzhilfen wur-
den also im II. WoBauG herabgesetzt, obwohl sie im 
Grundgesetz kurz zuvor erhöht worden sind. 

Die Anpassung des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 
an die seit 1969 geltende Neuregelung des Grundge-
setzes ist längst überfällig. Die Gesetzesänderung 
dient aber nicht nur dazu, die förmliche Übereinstim-
mung mit dem Grundgesetz herbeizuführen, sondern 
ist auch in der Sache dringend geboten. Bund und 
Länder schließen zwar seit 1980 jährlich eine Verwal-
tungsvereinbarung über die Förderung des sozialen 
Wohnungsbaues ab, jedoch enthalten diese vom Bund 
den Ländern zur Unterschrift vorgelegten Vertrags-
texte jeweils Bestimmungen über die finanzielle 

Beteiligung der Länder und zahlreiche Zweckbindun-
gen und Auflagen für den Einsatz der von Bund und 
Ländern aufzubringenden Mittel. Diese Bedingungen 
der Bundesfinanzhilfen gehen über den verfassungs-
rechtlichen Rahmen zulässiger Bundesfinanzhilfen 
weit hinaus, konnten im Ergebnis von den Ländern 
jedoch nicht wirksam zurückgewiesen werden, da die 
Länder die Annahme der Bundesfinanzhilfen aus 
wohnungspolitischen Gründen verantwortungsbe-
wußt nicht ablehnen können. Durch die nun vorge-
schlagene Änderung des Zweiten Wohnungsbauge-
setzes sollen deshalb nicht nur der bisher praktizierte 
Abschluß von Verwaltungsvereinbarungen ausdrück-
lich vorgeschrieben, sondern vor allem auch Gegen-
stand und Inhalt dieser Vereinbarungen in Überein-
stimmung mit dem Grundgesetz klargestellt wer-
den. 

Hinsichtlich der Anwendung des Artikels 104 a Abs. 4 
des Grundgesetzes beruht der Gesetzentwurf auf der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, ins-
besondere dessen Entscheidung vom 4. März 1975 
(BVerfGE 39, S. 96) zur Städtebauförderung. Wie 
damit grundsätzlich festgestellt worden ist, ist die 
Befugnis des Bundes zur Gewährung von Bundes-
finanzhilfen „kein Instrument direkter oder indirekter 
Investitionssteuerung zur Durchführung allgemeiner 
wirtschafts-, währungs-, raumordnungs- oder struk-
turpolitischer Ziele des Bundes in den Ländern"; 
außerhalb der im Grundgesetz ausdrücklich aufge-
führten Förderungsziele lassen die Bundeszuschüsse 
eine Einflußnahme aus bundespolitischer Sicht auf die 
Aufgabenerfüllung durch die Länder nicht zu. Insbe-
sondere beschreibt das Bundesverfassungsgericht 
den zulässigen Inhalt von Verwaltungsvereinbarun-
gen, wenn das Nähere bereits durch ein mit Zustim-
mung des Bundesrates ergangenes Bundesgesetz 
festgelegt ist: 

„Wenn wie hier die Finanzhilfe im Zusammenhang 
mit einem Bundesgesetz gewährt wird, das umfassend 
eine Sachmaterie, die zu den Staatsaufgaben zählt, 
regelt (Städtebauförderung), so ergibt sich aus diesem 
Gesetz, seiner Anlage und seinem Inhalt, ob und in 
welcher Begrenzung gesamtstaatliche Gesichts-
punkte bei Vollzug durch die Länder zu beachten 
sind. Verzichtet der Bund darauf, in diesem Gesetz 
— natürlich in den Grenzen des Artikels 104a Abs. 4 
GG — näher zu regeln, unter welchen konkreteren 
Voraussetzungen er nun bereit ist, Finanzhilfe zum 
Aufwand zu leisten, der den Ländern in Ausführung 
des Gesetzes entsteht, so ist kein Raum mehr, von 
Bundes wegen die Finanzhilfe unter die Länder nach 
bundespolitischen Gesichtspunkten schwerpunktmä-
ßig durch Bildung von Prioritäten u. ä. zu vertei-
len." 

Durch das Zweite Wohnungsbaugesetz hat der Bund 
mit Zustimmung des Bundesrates detaillierte Rege-
lungen für die öffentliche Förderung des Wohnungs- 
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baues durch Bund, Länder und Gemeinden aufge-
stellt, so daß daneben — wie im einzelnen noch 
ausgeführt wird — nur geringer Raum zur Ausfüllung 
durch Verwaltungsvereinbarungen verbleibt. 

Dieser verbleibende Gestaltungsraum soll durch den 
Gesetzentwurf konkretisiert werden. 

B. Zu den einzelnen Vorschriften 

1. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 18 II. WoBauG) 

a) Zu Absatz I (Bundesfinanzhilfen nach Arti-
kel 104 a Abs. 4 GG) 

Die Vorschrift stellt in dem neugefaßten 
Absatz 1 zunächst klar, daß sich die Gewährung 
der Bundesfinanzhilfen zur Förderung von Inve-
stitionen im Rahmen des sozialen Wohnungs-
baus nach Artikel 104 a Abs. 4 des Grundgeset-
zes richtet. 

Dementsprechend wird im Gesetzestext auch 
nicht mehr von „Bundesmitteln", sondern von 
„Bundesfinanzhilfen" gesprochen. Der Aus-
druck „Bundesmittel" wird auch deshalb nicht 
mehr verwendet, weil er ungenau ist, nämlich 
nicht zwischen dem Verpflichtungsrahmen und 
den Haushaltsmitteln zur Abdeckung einge-
gangener Verpflichtungen unterscheidet. Diese 
Unterscheidung, die auch stets in den Verwal-
tungsvereinbarungen zwischen Bund und Län-
dem gemacht wurde, wird mit der Neufassung 
des Absatzes 2 auch in das Zweite Wohnungs-
baugesetz aufgenommen. 

b) Zu Absatz 2 (Zweckbestimmung und Mindest-
betrag der Bundesfinanzhilfen) 

Die Neufassung des Absatzes 2 bezweckt, die 
bisherig gesonderte Zweckbestimmung von 
Teilbeträgen der Bundesmittel aufzuheben und 
statt dessen die Bundesfinanzhilfen insgesamt 
zur Förderung des „sozialen Wohnungsbaus" 
(in den neuen Ländern auch zur Förderung von 
Modernisierung und Instandsetzung) zu bestim-
men. 

Nach der geltenden Fassung des § 18 Abs. 2 
II. WoBauG sind die Bundesmittel bestimmt 

— für den „öffentlich geförderten sozialen 
Wohnungsbau" in Höhe eines festen Betra-
ges in Höhe von 150 Mio. DM (so Satz 1; 
sogenannte Grundförderung) und 

— für „sonstige Maßnahmen zugunsten des 
sozialen Wohnungsbaus" mit einem darüber 
hinausgehenden, nicht bezifferten Be trag, 
der im Haushaltsplan bereitgestellt wird (so 
Satz 2). 

Die Regelung bedeutet, daß nur die sogenannte 
Grundförderung als öffentliche Mittel für den 
Ersten Förderungsweg bestimmt und der 
wesentliche Teil (im Jahr 1993 3 550 Mio. DM) 
für sonstige Maßnahmen des sozialen Woh-
nungsbaus, nämlich zum Einsatz im Zweiten 
Förderungsweg oder möglichst im Dritten För

-

derungsweg zu verwenden ist. Die Festlegung 
einzelner Teile der Bundesfinanzhilfen auf 
einen bestimmten Einsatz im Rahmen des „so-
zialen Wohnungsbaus" geht — wie im Allge-
meinen Teil dargelegt — über das verfassungs-
rechtlich zulässige Maß hinaus und engt die 
Länder bei der Förderung des Wohnungsbaus, 
auch bezüglich der komplementären Landes-
mittel, unangemessen ein. 

Die vorgeschlagene Neufassung faßt die beiden 
bisherigen Sätze zusammen und bestimmt 
— ohne weitere Aufteilung — den gesamten 
Verpflichtungsrahmen „zugunsten des sozialen 
Wohnungsbaus". Anstelle der bisherigen 
Grundförderung von 150 Mio. DM wird in der 
Neufassung ein Mindestbetrag von 2 Mrd. DM 
genannt. Dieser Be trag ist nach unbestrittener 
Ansicht viel zu gering, um auch nur annähernd 
die anstehenden großen Aufgaben bei der Neu-
schaffung von Wohnraum einigermaßen zu 
lösen. Die Verhandlungen um das Föderale 
Konsolidierungsprogramm (FKPG) im Frühjahr 
1993 haben zu dem Ergebnis geführt, es bei den 
Ansätzen der Mittelfristigen Finanzplanung des 
Bundes zu belassen, diese Be träge also weder zu 
erhöhen noch zu kürzen. Die Finanzplanung 
des Bundes (BR-Drucksache 471/92 S. 20) sieht 
hierfür — nach je 3,7 Mrd. DM für 1992 und 
1993 — 

— für das Jahr 1994 3,5 Mrd. DM und 

— für die Jahre 1995 und 1996 je 2,8 Mrd. DM 
vor. 

Für die Folgejahre sind die Beträge noch nicht 
veranschlagt. In § 18 Abs. 2 II. WoBauG soll 
jedoch ein Mindestbetrag auf unbestimmte Zeit 
festgelegt werden. Dieser Be trag wird unterhalb 
der für 1995 und 1996 vorgesehenen Be träge mit 
der Maßgabe festgelegt, daß die Höhe der 
jeweils benötigten und verfügbaren Bundesfi-
nanzhilfen jährlich zwischen Bund und Ländern 
verhandelt und in der Verwaltungsvereinba-
rung gemäß der Neufassung des § 19 Abs. 1 
II. WoBauG bestimmt wird. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 19 II. WoBauG) 

a) Zu Absatz 1 (Höhe und Verteilung der Bundes-
finanzhilfen) 

Die geltende Regelung in § 19 Abs. 1 und 2 
II. WoBauG, wonach der Bundesminister für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau die 
Bundesmittel „im Benehmen mit den zuständi-
gen obersten Landesbehörden" auf die Länder 
verteilt und diese Verteilung auch vor Beginn 
eines Haushaltsjahres vornehmen kann, ent-
spricht längst nicht mehr den seit 1969 neu 
geregelten Finanzbeziehungen zwischen Bund 
und Ländern nach Artikel 104 a Abs. 4 des 
Grundgesetzes. Hiernach setzt der Einsatz von 
Bundesfinanzhilfen voraus, daß das Nähere, 
insbesondere die Arten der zu fördernden Inve-
stitionen, durch ein mit Zustimmung des Bun-
desrates ergangenes Bundesgesetz oder eine 
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aufgrund des Bundeshaushalts abgeschlossene 
Verwaltungsvereinbarung geregelt wird. Diese 
Anforderungen des Grundgesetzes sind unver-
einbar mit der gegenwärtig vorgesehenen Ver-
teilung im Benehmen mit den Ländern und auch 
einer vorgezogenen Verteilung vor Beginn des 
Haushaltsjahres. 

In der Neufassung des § 19 Abs. 1 Satz 1 
II. WoBauG ist deshalb zunächst bestimmt, daß 
Höhe und Verteilung der Bundesfinanzhilfen 
jährlich in einer Verwaltungsvereinbarung 
zwischen Bund und Ländern festgelegt wer-
den. Von den beiden in Artikel 104 a Abs. 4 
des Grundgesetzes gebotenen Möglichkeiten 
— Bundesgesetz oder Verwaltungsvereinba-
rung — entscheidet sich der Gesetzentwurf für 
den jährlichen Abschluß einer Verwaltungsver-
einbarung. Das Instrument eines Bundesgeset-
zes ist für diese jährlich wiederkehrenden Fest-
legungen nicht geeignet. 

Der Maßstab für die Verteilung und die dabei 
zugrunde zu legenden Kriterien sind im Gesetz-
entwurf nicht festgelegt worden und sollen der 
jährlichen Verwaltungsvereinbarung vorbehal-
ten bleiben. Eine Festschreibung des Maßstabs 
oder auch nur der Verteilungskriterien läßt es 
nicht zu, die im Laufe der Zeit wechselnden 
Aufgaben und Bedürfnisse zu berücksichti-
gen. 

Auch der Anteil der Bundesfinanzhilfen an dem 
gesamten Investitionsvolumen, das im jeweili-
gen Wohnungsbauprogramm vorgesehen ist, 
wird durch die vorgesehene gesetzliche Rege-
lung nicht festgelegt. Bestimmt wird lediglich 
der Höchstbetrag der Bundesfinanzhilfen, der 
nämlich den Betrag nicht übersteigen darf, den 
das Land selbst für das jeweilige Wohnungs-
bauprogramm bereitstellt. Wobei nicht nur der 
im Landeshaushalt ausgewiesene Verpflich-
tungsrahmen, sondern — wie nach den Verwal-
tungsvereinbarungen der letzten Jahre — auch 
entsprechende Festlegungen der landesseitigen 
Förderung durch die jewei lige Landeskredit-
bank oder Wohnungsbauförderungsanstalt be-
rücksichtigt werden. Dies entspricht der bisher 
stets erhobenen Forderung des Bundes, daß 
nämlich die Länder Förderungsmittel minde-
stens in gleicher Höhe aufbringen, wie sie 
Bundesfinanzhilfen in Anspruch nehmen. Um-
gekehrt erwarten allerdings die Länder auch 
vom Bund, daß er Bundesfinanzhilfen in glei-
cher Höhe bereitstellt, wie die Länder sie auf-
bringen. Der auf das einzelne Land entfallende 
Anteil der Bundesfinanzhilfen im Verhältnis zu 
dem vom Land bereitgestellten Anteil ist unter 
Berücksichtigung des unterschiedlichen Bar-
werts der einzelnen Förderungsmittel (Baudar-
lehen, Baukostenzuschüsse, Aufwendungsdar-
lehen und Aufwendungszuschüsse) zu berech-
nen. Die Bestimmungen über den Barwert und 
die Anrechnung derartiger unterschiedlicher 
Finanzierungsmittel sind ebenfalls als Gegen-
stand der Verwaltungsvereinbarung vorgese-
hen. 

Der auf das einzelne Land entfallende Anteil der 
Bundesfinanzhilfen ist in Relation zu demjeni-
gen Betrag zu setzen, den das L and selbst für das 
gesamte jeweilige Wohnungsbauprogramm be-
reitstellt. Hiernach ist ausgeschlossen, daß sich 
der Bund oder das Land jeweils nur an  Teilen 
des jährlichen Wohnungsbauprogramms betei-
ligt. Würde der Bund sich etwa nur an bestimm-
ten Teilprogrammen des jährlichen Wohnungs-
bauprogramms beteiligen wollen, so wäre dies 
eine Mitwirkung des Bundes bei den Investi-
tionsplanungen und -entscheidungen der Län-
der, die angesichts der eingehenden Regelun-
gen des Zweiten Wohnungsbaugesetzes über 
das nach Artikel 104 a Abs. 4 des Grundgesetzes 
verfassungsrechtlich zulässige Maß hinausge-
hen würde. Eine derartige unzulässige Mitwir-
kung des Bundes besteht z. B. bei der „Verwal-
tungsvereinbarung über die Förderung des 
Wohnungswesens im Programmjahr 1993" 
(Bundesbaublatt 1993 S. 576) da rin, daß der 
Bund einen bestimmten Betrag (410 Mio. DM) 
ausschließlich für den Einsatz im Zweiten För-
derungsweg gemäß § 88 II. WoBauG bestimmt 
und eine Beteiligung der Länder an  diesem 
Teilprogramm in gleicher Höhe fordert. Die 
verfassungsrechtlichen Bedenken verstärken 
sich darüber hinaus, wenn der Bund — neben 
dem allgemeinen Programm zur Förderung des 
Wohnungsbaus — wie im Jahr 1992 Bundesfi-
nanzhilfen für ein „Sonderprogramm zur Förde-
rung des Wohnungsbaus in Regionen mit erhöh-
ter Wohnungsnachfrage im Programmjahr 
1992" (Bundesbaublatt 1992 S. 699) anbietet 
und hierzu eine Beteiligung der Länder minde-
stens in gleicher Höhe mit der Maßgabe fordert, 
daß das Land „diese Mittel voll oder zuminde-
stens ganz überwiegend zusätzlich zu den bis-
her für die Wohnungsbauförderung aufgewand-
ten Landesmitteln bereitstellen" wird. Diese 
Bedingung der Verwaltungsvereinbarung be-
einträchtigt die Länder in ihrer selbständigen 
und vom Bund unabhängigen Haushaltswirt-
schaft, obwohl Artikel 109 Abs. 1 des Grundge-
setzes das Gebot aufstellt, daß Bund und Länder 
in ihrer Haushaltswirtschaft selbständig und 
voneinander unabhängig sein sollen. Um derar-
tige Eingriffe in die Haushaltswirtschaft der 
Länder abzuwehren, ist es erforderlich, im 
Zweiten Wohnungsbaugesetz ausdrücklich 
festzulegen, daß sich der Anteil der Bundesfi-
nanzhilfen auf den Gesamtbetrag des jährlichen 
Wohnungsbauprogramms bezieht. 

b) Zu Absatz 2 (Bereitstellung von Haushaltsmit-
teln) 

Absatz 2 regelt die Abdeckung der Verpflich-
tungen, die die Länder aufgrund des vereinbar-
ten Verpflichtungsrahmens und der auf sie ent-
fallenden Bundesfinanzhilfen durch entspre-
chende Bewilligung von Förderungsmitteln an 
die einzelnen Bauherren eingegangen sind. Der 
Bund hat die hierzu erforderlichen Haushalts-
mittel entsprechend dem Auszahlungsbedarf an 
die Bauherren zur Verfügung zu stellen. 
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Dieser Auszahlungsbedarf ist bei den einzelnen 
Finanzierungsformen verschieden. Bei Baudar-
lehen und Baukostenzuschüssen ist die Auszah-
lung ratenweise entsprechend dem Baufort-
schritt und abschließend bei Bezugsfertigstel-
lung, also in aller Regel innerhalb von drei 
Jahren notwendig. Bei Aufwendungszuschüs-
sen und Aufwendungsdarlehen beginnt die 
ratenweise Auszahlung erst nach der Bezugsfer-
tigkeit und erstreckt sich entsprechend der ver-
einbarten Förderungsdauer über mehrere 
Jahre, z. B. nach der Verwaltungsvereinbarung 
1993 über 15 Jahre seit Bezugsfertigkeit. Im 
Vergleich zur Praxis der letzten Jahre ist von 
Bedeutung, daß die Bereitstellung der Haus-
haltsmittel des Bundes zu dem Zeitpunkt 
gesetzlich bestimmt ist, der dem Auszahlungs-
bedarf an  die Bauherren entspricht. Denn der 
Bund hat seit 1989 im Bundeshaushalt eine 
Auszahlung nur in sieben Jahresraten vorgese-
hen. Diese verzögerte Auszahlung erfordert 
eine Vorfinanzierung der Bundesfinanzhilfen 
durch die Länder entsprechend dem Auszah-
lungsbedarf der einzelnen Bauherren. 

c) Zu Absatz 3 (Inhalt der Verwaltungsvereinba-
rung) 

Absatz 3 enthält in Satz 1 die Aufzählung 
derjenigen Gegenstände, die — außer den 
bereits erwähnten Bestimmungen — in der 
jährlich abzuschließenden Verwaltungsverein-
barung zu regeln sind. Hierzu gehören 

— Bestimmungen über die Art der Bundes-
finanzhilfen (Baudarlehen, Baukostenzu-
schüsse, Aufwendungsdarlehen, Aufwen-
dungszuschüsse) und ihren Barwert, 

— die Auszahlung der Haushaltsmittel entspre-
chend dem Auszahlungsbedarf an die Bau-
herren, 

— die Bewirtschaftung und Abrechnung der 
Haushaltsmittel und 

— die Zins- und Tilgungsbedingungen der als 
Darlehen gewährten Bundesfinanzhilfen. 

Darüber hinaus wird in Satz 5 klargestellt, daß 
die Verwaltungsvereinbarung keine Regelun-
gen über 

— die Schwerpunkte der Förderung des Woh-
nungsbaues, 

— den Einsatz der Förderungsmittel im Rah-
men der Teile III bis V des Zweiten Woh-
nungsbaugesetzes sowie 

— die Zweckbestimmung der Bundesfinanzhil

-

fen 

enthält. Derartige Regelungen sind bereits im 
Zweiten Wohnungsbaugesetz enthalten: 

aa) Die Schwerpunkte der Förderung des Woh-
nungsbaus mit Mitteln öffentlicher Haus-
halte sind in § 26 II. WoBauG bestimmt, und 
zwar sowohl in regionaler Hinsicht, z. B. in 
Gebieten mit erhöhtem Wohnungsbedarf, 

sowie hinsichtlich der besonders begünstig-
ten Personengruppen, die noch im vergan-
genen Jahr durch das Schwangeren- und 
Familienhilfegesetz vom 27. Juli 1992 
(BGBl. I S. 1398) mit dem Vorrang von 
schwangeren Frauen und durch das Kriegs-
folgenbereinigungsgesetz vom 21. Dezem-
ber 1992 (BGBl. I S. 2094) mit der Streichung 
der Vertriebenen, Flüchtlinge und Über-
siedler geändert worden sind. 

bb) Die Teile III bis V des Zweiten Wohnungs-
baugesetzes bestimmen im einzelnen den 
Einsatz der Förderungsmittel, insbesondere 
im Rahmen des Ersten, Zweiten und Dritten 
Förderungswegs in §.§  25 ff., 88 ff. und 88d 
II. WoBauG und enthalten allgemein 
gefaßte und flexibel anwendbare Regelun-
gen zur Höhe der Förderungsmittel und der 
tragbaren Miete und Belastung, z. B. §§. 43 
und 46 II. WoBauG. 

cc) Die Zweckbestimmung der von Bund, Län-
dern und Gemeinden aufzubringenden 
Mittel ist ebenfalls im einzelnen im Zweiten 
Wohnungsbaugesetz bestimmt, z. B. hin-
sichtlich der Eignung und Zweckbestim-
mung von förderungsfähigen Wohnungen 
sowie der Förderung von Mietwohnungen 
und Wohneigentum in § 1 II. WoBauG und 
ergänzend hierzu in zahlreichen weiteren 
Gesetzesbestimmungen. 

Das Zweite Wohnungsbaugesetz, das aner-
kanntermaßen ein Ausführungsgesetz zu Arti-
kel 104 a Abs. 4 des Grundgesetzes darstellt, 
enthält somit alles „Wesentliche" für den Ein-
satz der Bundesfinanzhilfen und insbesondere 
die Arten der zu fördernden Investitionen. Es 
erfüllt somit die Anforderungen, die das Bun-
desverfassungsgericht in der eingangs ange-
führten Entscheidung für ein Bundesgesetz über 
den Einsatz von Bundesfinanzhilfen aufgestellt 
hat. Angesichts dieser detail lierten Regelungen 
in einem — mit Zustimmung des Bundesrates 
ergangenen — Bundesgesetz ist verfassungs-
rechtlich kein Raum mehr zu ergänzenden 
Bestimmungen, die die Länder in der Anwen-
dung des Zweiten Wohnungsbaugesetzes ein-
engen und den Einsatz der Bundesfinanzhilfen 
und entsprechender komplementärer Mittel der 
Länder auf bestimmte Förderungsmaßnahmen 
beschränken, z. B. 

— auf die Förderung von Mietwohnungen oder 
Familienheimen, 

— auf einen bestimmten Förderungsweg, etwa 
den Dritten Förderungsweg nach § 88d 
II. WoBauG oder 

— auf eine bestimmte Art und Höhe der je 
Wohnung einzusetzenden Förderungsmittel, 
die hierbei anzustrebende Miete einer Miet-
wohnung und die Dauer der Mietpreis- und 
Belegungsbindungen. 

Dies ist in Satz 5 ausdrücklich klargestellt. 
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Die Sätze 2 bis 4 des Absatzes 3 stimmen im 
wesentlichen mit der geltenden gesetzlichen 
Regeiung überein. Die Abführung der Zins- und 
Tilgungsbeträge an den Bund soll sich jedoch 
künftig nicht mehr nach dem Verhältnis zu den 
„öffentlichen" Mitteln des Landes richten, son-
dern auch die „nichtöffentlichen" Mittel des 
Landes einbeziehen. Dies steht in Übereinstim-
mung mit der „Zins- und Tilgungsvereinbarung 
Wohnungsbau — WoBauZTV" vom 14. Septem-
ber 1990 (BMBl. 1991 S. 481). Die geltende 
Regelung, wonach hinsichtlich der Abführung 
von Zins- und Tilgungsbeträgen von Satz 2 
abweichende Verwaltungsvereinbarungen zwi-
schen Bund und Land zulässig sind, bleibt 
aufrechterhalten. Hiervon ist in der „Zins- und 

Tilgungsvereinbarung Wohnungsbau" z. B. da-
hin Gebrauch gemacht, daß die Mindesttilgung 
von 1 vom Hundert bei Aufwendungsdarlehen 
erst im Jahr 1999 beginnt. Zur redaktionellen 
Klarstellung wird im übrigen nicht mehr von 
„ausgeliehenen" Bundesmitteln, sondern ge-
nauer von „als Darlehen gewährten" Bundesfi-
nanzhilfen gesprochen. 

3. Zu Artikel 2 (Schlußvorschriften) 

Die Vorschriften der §§ 18 und 19 II. WoBauG 
gelten auch im Saarland (§ 125 a Abs. 2 II. Wo-
BauG). Eine Änderung des Wohnungsbaugesetzes 
für das Saarland ist daher nicht erforderlich. 
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Anlage 2 

Stellungnahme der Bundesregierung 

Die Bundesregierung stimmt dem Gesetzentwurf des 
Bundesrates nicht zu. 

1. Dem Bundesrat wird zwar darin zugestimmt, daß 
der Bund in Übereinstimmung mit den wohnungs-
wirtschaftlichen und sonstigen gesamtstaatlichen 
Erfordernissen den Ländern Finanzhilfen für 
Zwecke der Wohnungsbauförderung gewährt. 
Hierfür bedarf es jedoch nicht der gesetzlichen 
Festlegung eines Mindestbetrages in Höhe von 
2 Mrd. DM jährlich. 

Artikel 104 a Abs. 4 GG, der die Grundlage für die 
Gewährung von Finanzhilfen des Bundes darstellt, 
sieht ausdrücklich die Möglichkeit von Finanzhil-
fen auf der Grundlage von Verwaltungsvereinba-
rungen zwischen Bund und Ländern vor. Damit hat 
der Verfassungsgeber dem Bund die Möglichkeit 
eröffnet, den wechselnden gesamtstaatlichen Er-
fordernissen und dem unterschiedlichen Finanzbe-
darf von Bund und Ländern durch Festlegung der 
Investitionsbereiche und des Umfangs der Bundes-
förderung Rechnung zu tragen. Die Bereitstellung 
aufgrund des jeweils im Bundeshaushaltsgesetz 
festgestellten Bundeshaushaltsplans und der ent-
sprechenden Verwaltungsvereinbarung sichert die 
Einhaltung dieser Vorgaben des Finanzverfas-
sungsrechts und die gebotene Flexibilität. Dies 
bestätigt die Praxis der vergangenen Jahre, in 
denen in erheblich steigendem Maße den Ländern 
Bundesfinanzhilfen für die Wohnungsbauförde-
rung gewährt wurden. 

2. Die gesetzliche Festlegung eines Verpflichtungs-
rahmens von mindestens 2 Mrd. DM jährlich läßt 
die geltenden Rückflußregelungen (§ 70 Abs. 4 und 
6 II. WoBauG) außer acht. Danach müssen die 
Bundesanteile an Rückflüssen aus der Ablösung 
oder aus der vorzeitigen Rückzahlung von Darle-
hen zunächst nicht an  den Bund abgeführt werden, 
wenn sie unter bestimmten Voraussetzungen von 
den Ländern für den sozialen Wohnungsbau wie-
der verwendet werden. 

3. Erschwernisse, die sich aus der geltenden gesetzli-
chen Festlegung einer Mindestbeteiligung des 
Bundes für den ersten Förderweg ergeben (§ 18 
Abs. 2 Satz 1 II. WoBauG), sollen durch den von den 
Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. im Deutschen 

Bundestag eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Förderung des Wohnungsbaus (Wohnungsbau-
förderungsgesetz 1994 — WoBauFördG 1994, BT-
Drucksache 12/6616) beseitigt werden. Nach Arti-
kel 1 Nr. 4 dieses Gesetzentwurfs soll die gesetzli-
che Festlegung eines Mindestbetrages der Bundes-
finanzhilfe für den sog. ersten Förderweg entfal-
len. 

4. Eine ausdrückliche Regelung, nach der Bundesfi-
nanzhilfen für das in Artikel 3 des Einigungsvertra-
ges genannte Gebiet auch zur Förderung der 
Modernisierung und Instandsetzung verwendet 
werden können, ist nicht notwendig. Das damit 
verfolgte Sachanliegen wird im Entwurf eines 
Wohnungsbauförderungsgesetzes 1994 (BT-
Drucksache 12/6616) dadurch aufgegriffen, daß 
die Modernisierung in die Wohnungsbauförderung 
einbezogen wird, wenn sie mit dem Erwerb von 
Belegungsrechten verbunden wird. Darüber hin-
aus wird bereits derzeit die Möglichkeit genutzt, 
nach Maßgabe von Verwaltungsvereinbarungen 
auf Grundlage der Bundeshaushaltspläne die 
Modernisierung und Instandsetzung wegen der 
besonderen Verhältnisse in den neuen Ländern zu 
fördern. 

5. Der im Gesetzentwurf des Bundesrates vorgese-
hene Ausschluß von Bestimmungen in den zwi-
schen Bund und Ländern zu treffenden Verwal-
tungsvereinbarungen, insbesondere über die 
Schwerpunkte der Förderung, den Einsatz der 
Förderungsmittel sowie die Zweckbestimmung der 
Bundesfinanzhilfen, wird den verfassungsrechtli-
chen und verfassungspolitischen Möglichkeiten 
des Bundes nicht gerecht. Es ist verfassungsrecht-
lich nicht zu beanstanden, wenn Bund und Länder 
in ergänzenden Verwaltungsvereinbarungen zum 
Zweiten Wohnungsbaugesetz Detailregelungen 
treffen, die zur Sicherung einer bestimmten Ver-
wendung der Finanzhilfen beitragen. Da beim 
Abschluß der Verwaltungsvereinbarungen ein 
Konsens zwischen dem Bund und allen 16 Ländern 
hergestellt werden muß, ist die Berücksichtigung 
der Länderinteressen gesichert. Der Gesetzentwurf 
des Bundesrates geht auch in Anbetracht der Höhe 
der gewährten Bundesfinanzhilfen insoweit fehl. 

 





 


